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UN BASIS-INFORMATIONEN  41
UN-Sicherheitsrat und 
Friedenssicherung
Der Sicherheitsrat ist eines der sechs Hauptorgane der Vereinten 

Nationen (UN). Die Mitgliedstaaten haben ihm in der Charta der Verein-
ten Nationen die Hauptverantwortung für die „Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit“ übertragen. Besondere Verantwortung 
fällt dabei den fünf ständigen Mitgliedern zu, welche nicht zuletzt aufgrund 
ihres Vetorechts die Praxis der Friedenssicherung bestimmen. Die regelmä-
ßige Selbstblockade des Rates während des Ost-West-Konflikts ging mit der 
vorsichtigen Entwicklung eines neuen Instruments der Friedenssicherung 
einher, den so genannten „Blauhelmen“. Seit dem Ende der Blockkonfrontati-
on ist dem Rat mit neuer Einigkeit und neuem Handlungsspielraum zugleich 
die Verantwortung für Konflikte neuen Typs zugewachsen, die vornehmlich 
nicht zwischen, sondern innerhalb von Staaten auftreten. Nach den Anschlä-
gen vom 11. September 2001 hat der Rat auch im Bereich der Terrorismusbe-
kämpfung zunehmend eine wichtige Rolle angenommen. Die Kompetenzen, 
die er bei der Wahrung des Weltfriedens wahrnimmt, seine Erfolge und sein 
Scheitern sowie die Diskussion um seine Reform stehen stellvertretend für 
das mühsame Ringen um Weltordnung und Weltorganisation.

Zusammensetzung  
und Arbeitsweise

Dem Sicherheitsrat gehören 15 Mitglie-
der an:
■ 5 ständige Mitglieder: China, Frankreich, 
Großbritannien, Russland und die USA.
■ 10 nichtständige Mitglieder, deren Mit-
gliedschaft auf zwei Jahre beschränkt ist. 
Die Generalversammlung wählt mit einer 
Zweidrittelmehrheit in einem Turnus von 
zwei Jahren fünf neue nichtständige Mit-
glieder. Eine unmittelbare Wiederwahl ist 
nicht möglich. Die Auswahl folgt einem 
geografischen Schlüssel zur Berücksich-
tigung der unterschiedlichen Regionen, 
wonach stets 3 Staaten aus Afrika, je 2 aus 
Asien und Lateinamerika, 1 Staat aus Ost-
europa sowie 2 aus der Gruppe der west-
europäischen und anderen Staaten als 
nichtständige Mitglieder im Sicherheits-
rat vertreten sein müssen. Für die Jahre 
2008/2009 sind Burkina Faso, Costa Rica, 
Kroatien, Libyen und Vietnam, für die 
Jahre 2009/2010 Japan, Mexiko, Öster-
reich, Türkei und Uganda vertreten. Der 
Vorsitz im Sicherheitsrat wechselt mo-
natlich in der alphabetischen Reihenfolge 
der englischen Staatsbezeichnungen. Die 
Bundesrepublik Deutschland war 1977/78, 
1987/88, 1995/96 und 2003/04 nichtstän-
diges Mitglied (die DDR 1980/81) und 
führt gegenwärtig eine Bewerbungskam-
pagne um einen nichtständigen Sitz im 
Zeitraum 2011/2012.
In Ausnahmefällen werden auch Staaten, 
die nicht Mitglieder im Sicherheitsrat sind, 
als nicht stimmberechtigte Teilnehmer zu 
den Sitzungen zugelassen, soweit sie Partei 
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in einem aktuellen Streitfall sind, oder der 
Sicherheitsrat der Auffassung ist, dass die 
Interessen dieser Staaten besonders betrof-
fen sind. Ebenso kann der Generalsekretär 
an den Beratungen teilnehmen. Die Ein-
berufung des Rats erfolgt auf Antrag eines 
Mitglieds an den Ratspräsidenten. Ein sol-
cher Antrag kann unter Umständen aber 
auch von einem Nicht-Mitglied, der Ge-
neralversammlung oder dem Generalse-
kretär gestellt werden. Zur Unterstützung 
seiner Arbeit unterhält der Rat ständige 
Ausschüsse (etwa zur Geschäftsordnung 
oder Aufnahme neuer Mitglieder) sowie 
Ad-hoc-Ausschüsse (etwa zur Überwa-
chung von Sanktionen in einigen Län-
dern). Der Sicherheitsrat handelt durch 
Verabschiedung von Resolutionen; dar-
über hinaus werden die Erklärungen des 
Ratspräsidenten zunehmend als Artikula-
tionsform des Gremiums wahrgenommen.
Der Rat entscheidet mit einer Mehrheit 
von neun Stimmen. Bei sämtlichen so ge-
nannten Verfahrensfragen ist es unerheb-
lich, wie sich diese Mehrheit zusammen-
setzt. Bei allen anderen, d.h. substantiellen 
Fragen (z.B. Sanktionen/ Zwangsmaßnah-
men) müssen zur Mehrheit auch die fünf 
ständigen Mitglieder gehören, wobei diese 
jederzeit eine ihnen vorgelegte Frage als 
„substantiell“ deklarieren und damit die 
Grundlage für die Androhung und Aus-
übung ihres Vetorechts legen können (sog. 
Doppelveto). Dieses Verfahren gründet auf 
der Überzeugung, dass die Vereinten Na-
tionen in politisch wichtigen Fragen nicht 
„gegen“ eine Großmacht handeln könn-
ten. Unter den Bedingungen des Ost-West-
Konflikts zeigte sich jedoch bald, dass der 
Sicherheitsrat wegen der Konfrontation 
der Blockmächte faktisch gelähmt war. Vor 
1990 nutzten die Großmächte nämlich be-

densbruchs oder einer Angriffshandlung 
sowie die Einleitung von Gegenmaßnah-
men. Hierunter fallen erstens die Auffor-
derung an die Mitglieder zu wirtschaftli-
chen Sanktionen bzw. andere Maßnahmen 
unter Ausschluss von Gewaltanwendung 
und zweitens militärische Maßnahmen 
zur Wiederherstellung von Frieden und 
internationaler Sicherheit.
Des Weiteren obliegt es dem Rat gemäß 
den Vorgaben aus der Charta, Pläne zur 
Rüstungsregelung zu erarbeiten und gege-
benenfalls bestimmte Treuhandfunktio-
nen wahrzunehmen. Schließlich wählt der 
Sicherheitsrat die Richter des Internatio-
nalen Gerichtshofs, er schlägt der Gene-
ralversammlung Kandidaten für das Amt 
des Generalsekretärs vor und empfiehlt 
die Aufnahme neuer Staaten als Mitglie-
der der Vereinten Nationen.
Das Zusammenspiel mit den anderen 
Hauptorganen hat im Laufe der Geschich-
te der Vereinten Nationen einen Wandel 
erfahren. So verabschiedete die Gene-
ralversammlung 1950 die sog. „Uniting-
for-Peace“-Resolution, um im Falle einer 
Selbstlähmung des Sicherheitsrats ersatz-
weise Verantwortung für den Weltfrie-
den zu übernehmen – allerdings kann sie 
selbst in solchen Fällen nur unverbindli-
che Empfehlungen abgeben. Für die Um-
setzung vieler Sicherheitsrats-Beschlüsse 
ist der Generalsekretär verantwortlich.

Instrumente zur  
Konfliktbearbeitung

Dem Sicherheitsrat steht ein vielschichtiges 
Instrumentarium zur Konfliktbearbeitung 
zur Verfügung, welches stufenweise aufge-
baut ist und sich nach den verschiedenen 

sonders häufig ihr Vetorecht, um politische 
Interessen und Einfluss auf internationaler 
Ebene zu sichern. Das Vetorecht verhinder-
te die Durchsetzung von Maßnahmen zur 
Friedenssicherung mit der Folge, dass der 
Sicherheitsrat oft handlungsunfähig war. 
Dieser Umstand wurde und wird bis heu-
te dadurch gemildert, dass Abwesenheit 
und Stimmenthaltung ständiger Mitglieder 
nicht als Veto gewertet werden. 
Zwar nutzen die ständigen Mitglieder seit 
1990 ihr Vetorecht seltener, was auf eine 
deutlich verstärkte Entscheidungs- und 
Handlungsfähigkeit hinweist. Doch zu-
gleich ist in der Praxis des Rats zuneh-
mend zu beobachten, dass bei Androhung 
des Vetos Resolutionen gar nicht erst zur 
Abstimmung vorgelegt werden, es also gar 
nicht zum formellen Veto kommen muss. 
Das Abstimmungsverfahren verweist da-
rauf, dass der Rat bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben auch immer von den politi-
schen Überzeugungen seiner Mitglieder 
bestimmt ist.

Aufgaben des Sicherheitsrats

In der Charta werden dem Sicherheitsrat 
eine Reihe von Aufgaben und Befugnissen 
übertragen. Neben der schon angespro-
chenen Hauptverantwortung für Weltfrie-
den und internationale Sicherheit gehören 
dazu im Einzelnen die Untersuchung von 
Streitigkeiten und Situationen, die poten-
ziell zu internationalen Spannungen füh-
ren können, sowie Empfehlungen an die 
beteiligten Parteien, ihren Konflikt mit 
friedlichen Mitteln beizulegen. Darüber 
hinaus obliegt dem Sicherheitsrat die Fest-
stellung einer tatsächlichen Bedrohung 
der internationalen Sicherheit, eines Frie-
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Phasen und dem Ausmaß eines Konflikts 
richtet. Die jeweiligen Maßnahmen sind im 
Kapitel zur friedlichen Streitbeilegung (Ka-
pitel VI, UN-Charta) sowie im Kapitel zu 
den Zwangsmaßnahmen (Kapitel VII, UN-
Charta) geregelt. Um letztere einzuleiten, 
muss der Rat zunächst feststellen, ob eine 
Konfliktsituation eine Bedrohung von Frie-
den und Sicherheit darstellt (Art. 39). Die-
se Feststellung ist angesichts des Wegfalls 
relativ klarer zwischenstaatlicher Konflikte 
mit identifizierbaren „Aggressoren“ in den 
meisten innerstaatlichen Konflikten be-
reits problematisch. Das Bemühen um eine 
Antwort auf die Frage, ab wann „innere“ 
Auseinandersetzungen den internationalen 
Frieden bedrohen, kennzeichnet die Praxis 
des Sicherheitsrats seit den späten achtziger 
Jahren. Unter Berücksichtigung von Art. 39 
kann der Sicherheitsrat neben den Emp-
fehlungen zur friedlichen Streitbeilegung, 
Vermittlung oder Schiedsgerichtsbarkeit 
nunmehr auch verbindliche nicht-militäri-
sche und militärische Zwangsmaßnahmen 
im Namen aller Mitgliedstaaten anordnen. 
Unter nicht-militärische Maßnahmen (Art. 
41) fallen die Unterbrechung der Wirt-
schafts-, Verkehrs- und Kommunikations-
verbindungen einschließlich des Abbruchs 
diplomatischer Beziehungen. Sollten diese 
Maßnahmen nicht die gewünschte Wir-
kung haben, kann der Sicherheitsrat militä-
rische Maßnahmen (Art. 42) ergreifen: Mit 
Hilfe der Streitkräfte von UN-Mitgliedstaa-
ten führt er waffenbewehrte Operationen 
– wie Seeblockaden, Luftschläge oder den 
Einsatz mit Bodentruppen – durch.
Zwangsmaßnahmen wirtschaftlicher Art 
wurden vor 1990 nur gegen Südrhodesien 
(1968, heutiges Simbabwe) und Südafrika 
(1977) verhängt. Seit 1990 jedoch ordne-
te der Rat in mehr als 20 weiteren Fällen 
Wirtschaftssanktionen an.
Als Beispiele für Zwangsmaßnahmen mi-
litärischer Art werden oftmals die Einsätze 
der UN in Korea (1950) und im Golfkrieg 
(1991) angeführt. Beide Fälle folgten je-
doch nicht dem eigentlichen Verfahren 
der Charta: Der Einsatz in Korea ging auf 
eine Empfehlung der Generalversamm-
lung aufgrund der „Uniting-for-Peace“-
Resolution zurück, nach der eine Koa-
lition von Staaten zwar im Namen der 
UN, aber unter amerikanischem Oberbe-
fehl tätig wurde. Und auch im Golfkrieg 
war es eine US-geführte Staatenkoalition, 
die eine Anordnung des Sicherheitsrats 
durchsetzte. 
Die Charta sieht vor, dass die Mitglied-
staaten geeignete Teile ihrer Armeen im 
Rahmen von Sonderabkommen zur Ver-
fügung stellen (Art. 43) und diese unter 
der strategischen Leitung eines Ausschus-

ses der Generalstabschefs der ständigen 
Ratsmitglieder (Art. 47) operieren. Dieses 
Gremium konnte seine Aufgabe jedoch 
– nicht zuletzt wegen des Ost-West-Kon-
flikts – nie wahrnehmen.
Wegen nationalstaatlicher Interessen leh-
nen bis heute wichtige Staaten wie die USA 
und verschiedene NATO-Staaten (aber 
auch andere UN-Mitglieder) die Errich-
tung ständiger und schnell einsetzbarer 
Truppen und robuster Polizeiverbände un-
ter UN-Kommando strikt ab. Stattdessen 
hat die „Beauftragung“ von Staatengruppen 
oder regionalen Organisationen die Umset-
zungspraxis von Maßnahmen nach Kapitel 
VII bestimmt. Art. 48 und Art. 53 sehen 
diese Beauftragung explizit vor, wobei un-
terstrichen wird, dass jegliche Handlungen 
letztlich unter der Autorität des Sicherheits-
rats verbleiben müssen. Nach 1990 beauf-
tragte der Sicherheitsrat z.B. die NATO mit 
der Friedensdurchsetzung in bestimmten 
Balkan-Konflikten, ECOWAS (Economic 
Community of West African States) mit der 
Befriedung der Konflikte in Liberia und 
Sierra Leone, eine multinationale Truppe 
unter Führung Australiens wurde autori-
siert, in den Konflikt auf Ost-Timor ein-
zugreifen, und im Jahr 2006 wurde die EU 
beauftragt, im Rahmen einer ESVP-Missi-
on (Europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik) die Wahlen im Kongo abzusi-
chern. Der bekannteste Fall ist die von den 
USA geführte Staatenkoalition als Reaktion 
auf die irakische Invasion in Kuwait (1990).
Bedingt durch die Lähmung des Sicher-
heitsrats in den Jahren der Blockkonfron-
tation kam es zur Herausbildung des in 
der Charta nicht vorgesehenen Instru-
ments der friedenserhaltenden Maßnah-
men oder „Blauhelme“.

Blauhelm-Missionen

Das Konzept der Friedenssicherung 
(peacekeeping) basiert auf dem Gedan-
ken, dass überparteiliche UN-Präsenz 
in einem Konfliktgebiet zum Abbau von 
Spannungen führt und dadurch Lösungen 
auf dem Verhandlungsweg erleichtert.
Als klassische Blauhelmmission gilt die 
United Nations Emergency Force, die 1956 
im Kontext der Suez-Krise (auf Initiati-
ve der Generalversammlung) etabliert 
wurde. Da sie nicht auf Zwangsbefugnis-
se nach Kapitel VII zurückgreifen konnte, 
orientierte sie sich an den Prinzipien der 
Duldung durch die Konfliktparteien, der 
strikten Unparteilichkeit und der Begren-
zung des Waffeneinsatzes auf Selbstvertei-
digung. Auf dieser Basis bilden Blauhelme 
Pufferzonen zwischen Kontrahenten, über-

wachen Waffenstillstände und verhindern 
so die Ausweitung militärischer Konflikte 
bzw. ihr Überspringen auf die Weltpolitik. 
In ihrer Struktur als Maßnahme der fried-
lichen Streitbeilegung, die aber zugleich 
von bewaffneten Truppen durchgeführt 
werden, werden sie seit ihrer Konzipierung 
unter Generalsekretär Dag Hammarskjöld 
auch als „Kapitel VI 1/2“-Maßnahmen 
bezeichnet. Bislang wurden 63 Missio-
nen eingesetzt, und auch hier zeigt sich die 
weltpolitische Veränderung. Von 1948 bis 
1988, dem Jahr, in dem die Blauhelme den 
Friedensnobelpreis bekamen, wurden 12 
Missionen eingesetzt; seitdem sind 51 wei-
tere beschlossen worden. Im Februar 2009 
waren weltweit über 110.000 Friedenssol-
daten und Zivilpersonen in 16 UN-Ope-
rationen im Einsatz. Doch nicht nur die 
Quantität, sondern auch die Qualität der 
Einsätze hat sich verändert, da viele Mis-
sionen zu innerstaatlichen Konflikten ent-
sandt werden, deren Ursprung zunehmend 
in Auseinandersetzungen ethnischer, reli-
giöser und sozialer Art liegen. Gerade das 
Prinzip der bloßen Selbstverteidigung wird 
dabei zunehmend in Richtung eines „ro-

Uniting for Peace

Die Resolution 377, die als „Uniting for 
Peace“-Resolution bekannt wurde, ist unter 
dem Eindruck der Handlungsunfähigkeit des 
Sicherheitsrats in der Korea-Krise von der Ge-
neralversammlung verabschiedet worden. 
Darin heißt es: „… dass in allen Fällen, in de-
nen eine Bedrohung oder ein Bruch des Frie-
dens oder eine Angriffshandlung vorzuliegen 
scheint und in denen der Sicherheitsrat man-
gels Einstimmigkeit der ständigen Mitglieder 
seine Hauptverantwortung für die Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit nicht wahrnimmt, die Frage unver-
züglich von der Generalversammlung be-
handelt wird, mit dem Ziel, den Mitgliedern 
geeignete Empfehlungen für Kollektivmaß-
nahmen zur Wahrung oder Wiederherstellung 
des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit zu geben, die im Falle eines Friedens-
bruchs oder einer Angriffshandlung erforderli-
chenfalls auch den Einsatz von Waffengewalt 
einschließen können.“ Somit kann die Gene-
ralversammlung im Falle einer vetobedingten 
Funktionsunfähigkeit des Sicherheitsrats des-
sen Zuständigkeiten übernehmen und zumin-
dest Zwangsmaßnahmen empfehlen, wenn 
auch nicht bindend anordnen. Dazu bedarf 
es der Einberufung einer Notstandssonderta-
gung – auch außerhalb der Sitzungsperioden 
– durch wenigstens 7 Mitglieder des Sicher-
heitsrats oder die Mehrheit der Mitglieder der 
Vereinten Nationen. Die Generalversammlung 
traf sich seit 1950 zu 10 Notstandssonderta-
gungen nach Resolution 377, die meisten im 
Kontext des Nahost-Konflikts.
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busten Peacekeeping“ unter Rückgriff auf 
die Kompetenzen von Kapitel VII erwei-
tert. Zudem sind Friedensoperationen wie 
etwa in Kambodscha in den Jahren 1992/93 
wesentlich durch ihre „zivile Komponente“ 
mit Funktionen in Verwaltung, Wahlor-
ganisation oder wirtschaftlichem Wieder-
aufbau gekennzeichnet. Im vergangenen 
Jahrzehnt haben die Vereinten Nationen 
darüber hinaus im Rahmen von Friedens-
missionen verstärkt mit regionalen Organi-
sationen zusammengewirkt. Auf Initiative 
des Sicherheitsrats hat der damalige Gene-
ralsekretär Boutros Boutros-Ghali 1992 in 
seiner „Agenda für den Frieden“ notwen-
dige Anpassungen an neue Konfliktformen 
erarbeitet. Das Spektrum der Maßnahmen 
reicht heutzutage von Konfliktpräventi-

Sanktionspolitik im Wandel

Vor 1990 wurden durch die Lähmung des Sicherheitsrats durch den Ost-West-Konflikt nur gegen 
Südrhodesien (1968) und gegen Südafrika (1977) Wirtschaftssanktionen verhängt. Die 1990er Jah-
re gingen demgegenüber als „Sanktionsdekade“ in die Geschichte der UN ein. Der Sicherheits-
rat entschied in 13 Fällen, gemäß Kapitel VII UN-Charta Zwangsmaßnahmen wirtschaftlicher Art, 
Waffenembargos oder diplomatische Sanktionen auszusprechen. Die Sanktionen gegen den Irak 
von 1990/91 bis 2003 waren die umfassendsten und längsten, die Erfahrungen damit aber zwie-
spältig. Zwar konnten die zielgerichtete Wiederaufrüstung und ein erneuter Krieg des Irak verhin-
dert werden. Weite Teile der Bevölkerung verelendeten jedoch. Die Lebenserwartung sank und die 
Kindersterblichkeit stieg dramatisch an. Aufgrund dieser und ähnlich negativer Erfahrungen gab 
es seit Mitte der neunziger Jahre eine Abkehr von umfassenden Wirtschaftsblockaden. Stattdes-
sen verfolgt der Sicherheitsrat heute zunehmend die Strategie sog. „smart“ bzw. „targeted sanc-
tions“ – Handels-, Finanz- und Reisesanktionen, die tatsächlich Zielgruppen – politische Eliten, 
Entscheidungsträger und andere – treffen. Jüngste Beispiele dafür sind Iran und Nordkorea, gegen 
die 2006 unter anderem ein Waffenembargo und gezielte finanzielle Sanktionen verhängt wurden. 
Hinzu kam seit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 ein neues Phänomen, so genannte 
„universelle Individualsanktionen“. Diese richten sich gerade nicht gegen einen territorial abgrenz-
baren Sanktionsgegner, sondern gegen Einzelpersonen oder Organisationen. Sie wurden mit den 
gegen das Taliban-Regime und Al Qaida gerichteten Resolutionen 1267 (1999), 1333 (2000) und 
1390 (2002) eingeführt. Zur Überwachung von Sanktionen wurden bis 2008 zwölf Sanktionsaus-
schüsse eingerichtet, die u.a. regelmäßig eine Liste mit Individuen herausgeben, die des Terroris-
mus oder anderer Vergehen verdächtigt werden. Jeder Staat kann Personen zur Aufnahme in diese 
Sanktionsliste melden. Die Entscheidung darüber wird von den Ausschussmitgliedern im Konsens 
getroffen. Der Mangel an klaren inhaltlichen Kriterien und fehlender Rechtsschutz auf UN-Ebene 
hat jedoch bei dieser Art von Sanktionen zu deutlicher Kritik geführt. Vielfach wurde deshalb die 
Einrichtung eines unabhängigen und unparteiischen Gremiums auf UN-Ebene gefordert, das über 
die Rechtmäßigkeit der Aufnahme von Individuen in eine Sanktionsliste entscheidet.

on (vorbeugende Diplomatie, vorbeugen-
de Einsätze) über Friedensschaffung, Frie-
denssicherung, Friedenskonsolidierung 
und Friedensdurchsetzung bis zur Frie-
denserzwingung durch militärische Gewalt 
(siehe hierzu auch: UN Basis-Informatio-
nen 39, UN-Friedensmissionen).

Brahimi-Bericht und  
„Responsibility to Protect“

Die tragischen Erfahrungen und Über-
forderungen von Blauhelmoperationen 
besonders in Westafrika, Somalia, Bosni-
en und Ruanda in den 1990er Jahren ver-
anlassten jedoch den damaligen General-
sekretär Kofi Annan, eine grundlegende 

Debatte zur Reform der Friedensoperati-
onen einzuleiten. Eine von ihm eingesetz-
te Sachverständigenkommission verdeut-
lichte in ihrem Abschlussbericht im Jahr 
2000 („Brahimi-Report“) unter anderem, 
dass Blauhelme in der Lage sein sollten, 
bei Übergriffen und Gewalt gegen Zivil-
personen zum Schutz dieser Personen mit 
ihren Möglichkeiten einzuschreiten und 
den Übergriffen so weit wie möglich Ein-
halt zu gebieten.
Hiermit verbunden ist der Begriff der 
Schutzverantwortung („Responsibility to 
Protect“), der mit dem UN-Weltgipfel von 
2005 Eingang in die Debatte über Frie-
densmissionen fand. Darunter versteht 
man die Verantwortung jedes Staats, für 
den Schutz seiner Bevölkerung zu sor-
gen. Doch wenn Staaten dies nicht kön-
nen oder der politische Wille dazu fehlt, 
steht die internationale Gemeinschaft 
in der Verantwortung, diese Aufgabe zu 
übernehmen. Das bedeutet, dass die in-
ternationale Gemeinschaft z.B. in zerfal-
lenden/zerfallenen Staaten (sog. failing/
failed states) ohne funktionierende Regie-
rungen einschreiten müsste, um die Be-
völkerungen vor Gewalt und schwersten 
Menschenrechtsverbrechen zu schützen. 
Doch nicht zuletzt die zögerliche und we-
nig wirkungsvolle Reaktion des Sicher-
heitsrats in dem seit 2003 andauernden 
Darfur-Konflikt im Sudan, bei dem bis 
heute sowohl die sudanesische Regierung 
als auch die Rebellenorganisationen sich 
schwerer Menschenrechtsverletzungen 
und Kriegsverbrechen schuldig machen, 
verdeutlicht, wie schwierig das Prinzip 
der Schutzverantwortung in der Praxis 
umzusetzen ist, wenn nicht alle ständi-
gen Ratsmitglieder gemeinsam handeln. 
Dies zeigte sich auch nach der Weigerung 
der Militärjunta Myanmars, ausländische 
Hilfsorganisationen nach dem schwe-
ren Wirbelsturm im Frühjahr 2008 in das 
Land zu lassen. Damals forderten manche 
Politiker aus vornehmlich europäischen 
Staaten ein Einschreiten des Sicherheits-
rats, um eine humanitäre Katastrophe ab-
zuwenden. Doch u.a. China verhinderte, 
dass in dem Zusammenhang eine Reso-
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können, stärkt dieses Konzept der Stand-
by-Forces die Handlungsfähigkeit des Si-
cherheitsrats nur bedingt. An der in Art. 
47 der Charta verankerten Autorität des 
Sicherheitsrats, UN-Streitkräfte über den 
Generalstabsausschuss zu führen, haben 
wichtige UN-Mitgliedstaaten wie die USA 
weiterhin kein Interesse. Deutschland ge-
hört zu den 50 Staaten, die ein „Memo-
randum of Understanding“ unterzeichnet 
und den Beitritt zu UNSAS erklärt haben, 
in dem sie sich bereit erklären, die angege-
benen Kapazitäten den Vereinten Natio-
nen zur Verfügung zu stellen.
Parallel zum Wandel der Friedensmissio-
nen hat der Sicherheitsrat eine neue Aus-
legungspraxis von Art. 39 der UN-Charta 
etabliert, um auf neue Bedrohungen des 

Friedens reagieren zu können. Als Bedro-
hung des Friedens gelten danach etwa auch 
die Unterdrückung von Minderheiten im 
Irak (Resolution 688 von 1990), die Hal-
tung Libyens zum Terrorismus (Resolution 
748 von 1992), das Ausmaß der menschli-
chen Tragödie in Somalia (Resolution 794 
von 1992), die Praxis ethnischer Säuberun-
gen im ehemaligen Jugoslawien (Resoluti-
on 808 von 1993) oder die schweren Ver-

letzungen von Menschenrechten im Sudan 
(Resolution 1547 von 2004). Während also 
früher die Aggression eines Staates gegen 
einen anderen als größte Bedrohung des 
Weltfriedens galt, sind es heute haupt-
sächlich ethnische, religiöse und soziale 
Konflikte. Mithin sieht der Sicherheitsrat 
gravierende Menschenrechtsverletzun-
gen nicht mehr als innere Angelegenheit 
von Staaten an, die sich diesbezüglich auch 
nicht mehr hinter dem in der Charta nie-
dergelegten allgemeinen Interventionsver-
bot verstecken können. Darauf aufbauend 
hat der Sicherheitsrat zusätzliche Instru-
mente der erweiterten Friedenssicherung 
geschaffen: Die beiden Kriegsverbrecher-
Tribunale für das ehemalige Jugoslawien 
(1993) und Ruanda (1994) gehen auf Reso-

lutionen des Sicherheitsrats unter Kapitel 
VII der Charta zurück. 

Der Sicherheitsrat als 
„Weltgesetzgeber“

Zudem hat der Rat vor allem seit den An-
schlägen vom 11. September 2001 die 
Auslegungspraxis von Art. 39 auch da-

lution vom Sicherheitsrat verabschiedet 
wurde. Wie sich das Konzept der Schutz-
verantwortung in der Praxis des Sicher-
heitsrats künftig entwickeln wird, bleibt 
also weiter offen, zumal es Interpretations-
spielraum zulässt.

Neue Instrumente

Durch Beschlüsse des UN-Weltgipfels 2005 
wurde eine Kommission für Friedenskon-
solidierung („Peacebuilding Commission“) 
eingerichtet, die eine allseits wahrgenom-
mene institutionelle Lücke im UN-System 
schließen soll. Denn mit ihr gibt es nun 
erstmals ein Gremium, welches das Enga-
gement der internationalen Gemeinschaft 
in der Übergangsphase zwischen Krisen-
management des Sicherheitsrats unmittel-
bar nach Ende eines Konflikts und langfris-
tigem Wiederaufbau koordinieren soll.
Im Februar 2006 hat der damalige Gene-
ralsekretär Kofi Annan in einem Bericht 
an die Generalversammlung eine Reform-
strategie („Peace Operations 2010“) skiz-
ziert, die in Bezug auf Personal, Doktrin, 
Partnerschaften, Ressourcen und Orga-
nisation die notwendigen Strategien be-
nennt, um in der nächsten Dekade wei-
terhin wirkungsvolle Friedensmissionen 
durchzuführen.
Zum Wandel der Friedensoperationen ge-
hört auch, dass die in der Charta erwähn-
ten Sonderabkommen im Rahmen der 
schnelleren Bereitstellung von Truppen 
für Blauhelmeinsätze durch den Aufbau 
des sog. „Systems von Verfügungsbereit-
schaftsabkommen“ (UNSAS – UN Stand-
by Arrangements System) belebt wurden. 
83 Staaten haben insgesamt fast 150.000 
Soldaten, Polizisten, militärische Beobach-
ter aber auch Material und Dienstleistun-
gen für den Einsatz in Friedensmissionen 
bei der Hauptabteilung Friedenssicherung 
im UN-Generalsekretariat registrieren 
lassen. Da aber alle Bereitstellungsverein-
barungen den Vorbehalt der Regierungen 
enthalten, im konkreten Bedarfsfall die 
Überlassung der militärischen Kontin-
gente an die UN doch noch verweigern zu 

Blauhelm-Soldaten während einer Beerdigung.     UN-Foto / Stuart Price

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Anmerkung: Bis 1971 wurde der chinesische Sitz von der Republik China (heutiges Taiwan) besetzt. Die wenigsten Vetos betreffen die internationale Sicherheit: 59 Mal wurde 
versucht neue Mitgliedsländer, 43 Mal potentielle UN-Generalsekretäre per Veto zu verhindern. Letztere wurden in nicht-öffentlichen Sitzungen eingelegt und sind hier nicht berück-
sichtigt. Quelle: www.globalpolicy.org
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hingehend geändert, dass auch abstrakte 
Phänomene, wie der internationale Ter-
rorismus, als tatsächliche Gefahr für den 
Weltfrieden eingestuft werden, womit das 
Stichwort des „Weltgesetzgebers“ ange-
sprochen ist.
Nach dem Ende der Ost-West-Konfronta-
tion hat der Sicherheitsrat deutlich mehr 
Resolutionen verabschiedet als zuvor: Bis 
1990 waren es 683 Resolutionen, seither 
sind innerhalb von 18 Jahren ca. 1150 Re-
solutionen hinzugekommen.
Geändert hat sich aber nicht nur die 
Quantität, sondern vor allem die Qualität 
der Bestimmungen des Rats. Seit Beginn 
der 1990er Jahre und insbesondere seit 
den Anschlägen vom 11. September 2001 
hat der Sicherheitsrat seine Kompetenzen 
ausgeweitet und sich vor allem im Kampf 
gegen den transnationalen Terrorismus 
und die Weiterverbreitung von Massen-

vernichtungswaffen zu einem „Weltgesetz-
geber“ entwickelt. Dies manifestierte sich 
bereits in dem weiteren Verständnis von 
Friedensbedrohungen, der Einsetzung von 
Strafgerichtshöfen für das ehemalige Jugo-
slawien und Ruanda und in der Einbezie-
hung nicht-staatlicher Akteure in Anord-
nungen des Rats (bspw. Resolution 1267 
gegen die Taliban). Das eigentliche Feld, 
auf dem der Sicherheitsrat aber nun von 
seinen Kompetenzen nach Kapitel VII 
in gesetzgeberischer Manier Gebrauch 
machte, ist die Bekämpfung des internati-
onalen Terrorismus.
Der Beginn der „legislativen Phase“ des 
Rats wird dementsprechend häufig in Re-
solution 1373 (September 2001) gesehen, 
da der Rat darin erstmals allen Mitglied-
staaten generelle Verpflichtungen aufer-
legt. Zu den Pflichten jedes Staates gehört 
demnach, jede Form der Finanzierung 

von Terrorismus als kriminellen Tatbe-
stand zu verfolgen, entsprechende Vermö-
gen einzufrieren und jegliche Aktivitäten 
zur direkten und indirekten finanziel-
len Unterstützung von Terroranschlägen 
zu unterbinden. Zudem wird allen Staa-
ten auferlegt, Terroristen Rückzugsge-
biete oder operative Basen zu verwehren 
und terroristische Akte als Schwerverbre-
chen in ihr nationales Recht aufzuneh-
men. 2005 wurden alle Mitgliedstaaten 
durch Resolution 1624 dazu verpflichtet, 
jede Art von Anstiftung zu terroristischen 
Umtrieben in ihrem Land strafrechtlich 
zu verfolgen. Da es sich hierbei nicht wie 
gewöhnlich um situationsspezifische An-
ordnungen handelt, sondern um juristisch 
abstrakte Bestimmungen, die bisher in der 
Form nur durch die Zustimmung eines je-
den Staates für diesen verbindlich werden 
konnten, wird vom ersten „Weltgesetz“ ge-
sprochen. Zur Überwachung der Erfül-
lung dieser Forderungen hat der Sicher-
heitsrat den Ausschuss zur Bekämpfung 
des Terrorismus (CTC – Counter Terro-
rism Committee) gebildet.
Zwei Resolutionen, die weniger Beach-
tung in der Debatte fanden, aber ebenfalls 
abstrakte Bestimmungen beinhalten, sind 
die Resolutionen 1422 und 1487 aus den 
Jahren 2002 und 2003, die den Internati-
onalen Strafgerichtshof (IStGH) betref-
fen. Darin fordert der Sicherheitsrat den 
IStGH auf, für die Dauer eines Jahres die 
Untersuchung oder Strafverfolgung von 
Fällen, die Personen aus Staaten betref-
fen, die das IStGH-Statut nicht ratifiziert 
haben, auszusetzen. Diese Resolutionen 
wurden von vielen Mitgliedstaaten dahin 
gehend kritisiert, dass sie unter Bezugnah-
me auf Kapitel VII verabschiedet wurden, 
ohne auf eine konkrete Gefahr für den 
Frieden zu reagieren.
Der bekannteste Fall der gesetzgeberischen 
Handlungsweise des Sicherheitsrats ist die 
Resolution 1540 aus dem Jahr 2004. Darin 
hat der Rat alle Mitgliedstaaten verbindlich 
aufgefordert, Gesetze zu erlassen, die jede 
Weitergabe von Materialien oder Tech-
nologien zur Herstellung von nuklearen, 
chemischen oder biologischen Waffen an 
nichtstaatliche Akteure unter Strafe stellen. 
Zur Überprüfung der Erfüllung dieser For-
derungen hat der Sicherheitsrat wie im Fall 
des CTC einen Ausschuss, das „1540 Com-
mittee“, gebildet. Verschiedene Staaten kri-
tisierten die Resolution dahin gehend, dass 
eine solche weltgesetzgeberische Praxis mit 
den Bestimmungen der UN-Charta nicht 
vereinbar sei.
Tatsächlich ist diese legislative Praxis des 
Sicherheitsrats aus juristischer, aber auch 
aus politischer Perspektive umstritten. In 

Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus (CTC)

Der Ausschuss wurde in Folge der Anschläge vom 11. September 2001 gegründet. Ihm ge-
hören die 15 Sicherheitsratsmitglieder an. Aufgabe des Ausschusses ist die Überwachung 
der Umsetzung von Resolution 1373, die die Mitgliedstaaten verpflichtet, Maßnahmen zu 
ergreifen, um ihre Möglichkeiten im Kampf gegen den Terrorismus zu verbessern. Alle 
Staaten wurden aufgefordert, binnen 90 Tagen nach Inkrafttreten über die bestehenden 
nationalen Gesetze zur Bekämpfung des Terrorismus und die geplanten Schritte zur Um-
setzung der in Resolution 1373 geforderten Maßnahmen zu berichten. In weiteren 90 Ta-
ge-Intervallen müssen Berichte über den Fortschritt im Umsetzungsprozess an den Aus-
schuss übermittelt werden. Dieser wertet die Berichte aus und gibt Empfehlungen ab. Im 
Januar 2002 erhielt das CTC bereits Berichte aus 117 Staaten. Im Dezember 2002 stieg die 
Zahl auf 175 Staaten und bis 2003 hatten alle 192 Mitgliedstaaten Berichte über die Umset-
zung an das CTC geliefert. Über diesen Dialog zwischen CTC und Mitgliedstaaten hinaus 
führt das CTC seit 2005 Ländervisiten in Staaten durch, die ihr Einverständnis geben. Da-
bei wird die Durchsetzung von Resolution 1373 weiterverfolgt und die Art der technischen 
Hilfe, die ein Staat für die Umsetzung benötigen könnte, evaluiert. Um die Arbeit des CTC 
zu unterstützen, beschloss der Sicherheitsrat im Jahr 2004 die Einrichtung des Exekutiv-
direktoriums des Ausschusses zur Bekämpfung des Terrorismus (CTED – „Counter-Ter-
rorism Committee Executive Directorate“). Seit 2007 wird das CTED von dem Australier 
Mike Smith im Rang eines beigeordneten Generalsekretärs geleitet. Er wird von ca. 40 Mit-
arbeitern unterstützt, die Berichte der Mitgliedstaaten zu analysieren.

Das 1540 Committee

Das „1540 Committee“ wurde durch Resolution 1540 im Jahr 2004 für eine Dauer von 
zwei Jahren gebildet und sein Mandat seither zwei Mal verlängert. Dem Ausschuss gehö-
ren die 15 Sicherheitsratsmitglieder an. Aufgabe des Ausschusses ist es, die Umsetzung 
von Resolution 1540 zu überwachen, welche die Mitgliedstaaten verpflichtet, Gesetze zu 
erlassen, die jede Weitergabe von Materialien oder Technologien zur Herstellung von nuk-
learen, chemischen oder biologischen Waffen an nichtstaatliche Akteure unter Strafe stel-
len. Alle Staaten wurden aufgefordert, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten über die 
Umsetzung der Maßnahmen zu berichten. Bis zum Jahr 2008 haben 155 Staaten, viele da-
von mehrmals, Berichte geliefert. In den Jahren 2006 und 2008 berichtete der Ausschuss  
dem Sicherheitsrat über die Umsetzung der Resolution. Der Ausschuss konzentriert sei-
ne Arbeit auf zwei Bereiche: Erstens prüft er den Stand der Durchsetzung von Resolution 
1540 und regt weitere Mitgliedstaaten an, Berichte zu erstellen. Zweitens versucht er den 
Dialog, die technische Hilfe und die Kooperation mit den Staaten zu intensivieren.
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der juristischen Debatte wurde vielfach 
diskutiert, ob der Sicherheitsrat durch 
die Charta überhaupt befugt ist, derarti-
ge legislative Maßnahmen zu ergreifen. 
Grundsätzlich gilt, dass, wenn der Sicher-
heitsrat eine Bedrohung für den Weltfrie-
den feststellt, er dazu befugt ist, sich über 
Souveränitätsrechte hinwegzusetzen. Das 
Vorliegen eines gewaltsamen zwischen-
staatlichen Konflikts ist hierbei schon lan-
ge nicht mehr notwendig, um eine Bedro-
hung mit Relevanz für den Weltfrieden 
darzustellen. Wenn sich der Sicherheits-
rat also vor dem Hintergrund realpoliti-
scher Entwicklungen entschließt, generelle 
Phänomene, wie den internationalen Ter-
rorismus und die Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen an nichtstaatliche 
Akteure als Bedrohung des Weltfriedens 
einzustufen, ist er befugt, in Bezugnah-
me auf Kapitel VII aktiv zu werden. Da 
generelle Phänomene allerdings generel-
le Verordnungen erfordern, lässt sich aus 
juristischer Sicht argumentieren, dass der 
Sicherheitsrat durchaus befugt ist, legis-
lativ zu handeln. Auch wenn es umstrit-
ten bleibt, inwiefern abstrakte Phänomene 
eine Gefahr für den Weltfrieden darstel-
len können, bietet das Prinzip der Ange-
messenheit, dem laut Charta das Handeln 
durch den Sicherheitsrat generell entspre-
chen muss, Orientierung.
Aus politischer Sicht wird die legislative 
Praxis des Sicherheitsrats vor allem kri-
tisiert, da der Rat für die weltpolitischen 
Realitäten des 21. Jahrhunderts nicht re-
präsentativ ist. Dies gilt insbesondere bei 
derartig weit reichenden Entscheidungen, 
die als „Weltgesetzgebung“ benannt wer-
den können. Daher wäre, solange der Rat 
nicht reformiert wird, die Einbeziehung 
von Nicht-Mitgliedern in den Konsultati-
onsprozess wünschenswert und auch im 
Bezug auf die Akzeptanz unter den Mit-
gliedstaaten sinnvoll. Ein solcher Konsul-
tationsprozess fand vor allem im Rahmen 
von Resolution 1540 statt. Die Frage nach 
der fehlenden Repräsentativität des Si-
cherheitsrats führt zu der lange diskutier-
ten Reform dieses Organs.

Reform des Sicherheitsrats

Der Wandel des weltpolitischen Umfelds 
hat in mehrfacher Hinsicht die Frage nach 
einer Reform des Rats gestellt. Die Zu-
sammensetzung des Sicherheitsrats re-
flektiert die Machtverhältnisse des Jahres 
1945. Zwar hatte 1963 durch die Zunah-
me der UN-Mitgliedstaaten im Zuge der 
Entkolonialisierung bereits eine Auswei-
tung der Mitgliedschaft im Sicherheitsrat 

von elf auf fünfzehn Mitglieder stattgefun-
den. Seither ist die Mitgliederzahl der Ver-
einten Nationen jedoch erneut deutlich 
gewachsen. Auch die größere Bedeutung 
etwa Afrikas und Asiens machen den Ruf 
nach einer Veränderung des Sicherheits-
rats nachvollziehbar. 
Die Mehrheit der UN-Staaten hält die Zu-
sammensetzung des Sicherheitsrats und 
die Privilegien der fünf ständigen Mit-
glieder für undemokratisch und ange-
sichts der weltpolitischen Realitäten für 
anachronistisch. Allerdings ist die heuti-
ge Debatte um die Reform des Rats von 
mindestens vier Schwierigkeiten begleitet. 
Erstens wäre zu klären, welches Kriteri-
um zur Aufnahme herangezogen werden 
soll, z.B. Bevölkerungsgröße oder Wirt-
schaftskraft bzw. Finanzierungsanteil am 
UN-Budget. Zweitens stehen in fast jeder 
Region mehrere konkurrierende Anwär-
ter zur Verfügung: Brasilien/Argentini-
en für Lateinamerika, Indien/Pakistan für 
Asien, Nigeria/Südafrika für Afrika etc. 
Drittens würde eine Ausweitung über eine 
bestimmte Anzahl vetoberechtigter Mit-
glieder die Arbeitsfähigkeit des Gremi-
ums beeinflussen. Viertens bedarf jegli-
che Änderung der Zusammensetzung des 
Sicherheitsrats einer Charta-Änderung, 
die von zwei Dritteln der Mitglieder der 
Generalversammlung angenommen und 
sodann ebenfalls mit Zweidrittelmehrheit 
ratifiziert werden muss (einschließlich al-
ler ständigen Mitglieder im Rat). Somit 
handelt es sich um ein Projekt, das ohne 
ausreichende Unterstützung auf allen 
Kontinenten der Erde keine Realisierungs-
chance hat.
Dabei wird die Suche nach einer konsens-
fähigen Grundlage neben den hohen in-
stitutionellen Erfordernissen der Charta 
durch eine dreifache inhaltliche Anfor-
derung erschwert: Es soll die Repräsenta-
tivität (repräsentativer Querschnitt aller 
Weltregionen), die Legitimität (mög-
lichst demokratischer Entscheidungsfin-
dungsmechanismus) und die Effektivi-
tät (schnelle Entscheidungsfindung und 
Chance auf Befolgung der Beschlüsse) des 
Rats erhöht werden. Es liegt auf der Hand, 
dass Repräsentativität und Legitimität ei-
nerseits und Effektivität andererseits in ei-
nem Spannungsverhältnis stehen.
Dennoch wurde die Reformdebatte seit 
Beginn der 1990er Jahre erheblich inten-
siviert. Besonders hervorzuheben ist in 
dem Zusammenhang der sog. Razali-Plan 
aus dem Jahr 1997, der nach wie vor als 
eine Art Grundmodell für eine Reform 
des Rats betrachtet werden kann. Dem-
nach sollte der Rat um fünf ständige (zwei 
Industriestaaten und je einen afrikani-

schen, asiatischen und lateinamerikani-
schen Staat) und vier nichtständige Mit-
glieder (je ein afrikanischer, asiatischer, 
lateinamerikanischer und osteuropäi-
scher Staat) erweitert werden. Im Vorfeld 
des Gipfeltreffens anlässlich des 60-jäh-
rigen Bestehens der UN im Herbst 2005 
entwickelte die Reformdebatte eine noch 
stärkere Dynamik. Die Debatten münde-
ten in drei Resolutionsentwürfen, die der 
Generalversammlung vorgelegt wurden. 
Doch weder für den Resolutionsentwurf 
der „Gruppe der Vier“ (Deutschland, Bra-
silien, Indien, Japan) noch für den Ent-
wurf einer Gruppe um Italien („Vereint 
für den Konsens“) oder für den Vorschlag 
einer Gruppe von 43 afrikanischen Staa-
ten zeichnete sich die erforderliche Mehr-
heit ab, weshalb letztlich keiner der Reso-
lutionsentwürfe zur Abstimmung gestellt 
wurde. Es war weder die Zustimmung von 
zwei Dritteln der Mitgliedstaaten der Ge-
neralversammlung noch die Befürwor-
tung aller Veto-Mächte zu erwarten. Somit 
wurde die Reform bis auf weiteres vertagt. 
Seither wurden Versuche unternommen, 
durch Kompromissvorschläge, die dennoch 
die inhaltlichen Ziele einer Reform anvisie-
ren sollen, Wege aus der Blockade zu fin-
den. Hierbei ist vor allem der sog. „Fazi-
litatorenbericht“ der beiden Beauftragten 
der Generalversammlung für die Sicher-
heitsratsreform, Christian Wenaweser und 
Heraldo Munoz, aus dem Jahr 2007 zu er-
wähnen. Ausgangspunkt einer Reform soll 
demnach zunächst eine Übergangslösung 
sein, da dies ermöglichen würde, neue For-
men der Sicherheitsrats-Mitgliedschaft zu 
schaffen, die gegenwärtig durch die Char-
ta nicht vorgesehen sind, ohne jedoch zum 
jetzigen Zeitpunkt einen Beschluss über 
die Änderung der Charta fassen zu müs-
sen. Nach einem festgelegten Zeitraum von 
mehreren Jahren sollen diese einer Über-
prüfung unterzogen werden. Dabei legen 

 

„In seiner jetzigen Zusammen- 
setzung spiegelt der Sicherheitsrat 
nicht mehr die Welt von heute  
wider. Es führt deshalb kein Weg 
daran vorbei, ihn den politischen 
Realitäten anzupassen. Deutsch-
land ist bereit, auch mit der  
Übernahme eines ständigen  
Sicherheitsratssitzes mehr  
Verantwortung zu übernehmen.“  
Angela Merkel



Weiterführende Informationen zum Thema

Literatur (Auswahl)
Gareis, Sven: Reform vertagt. Deutschland muss weiter auf einen ständigen Sitz 
im UN-Sicherheitsrat warten. In: Vereinte Nationen (4) 2006: 147–152.

UN-Friedensmissionen, UN Basis-Informationen 39, Deutsche Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen, 2009.

Rittberger, Volker / Baumgärtner, Heiko: Die Reform des Weltsicherheitsrats – 
Stand und Perspektiven. In: Varwick, Johannes / Zimmermann, Andreas (Hrsg.): 
Die Reform der Vereinten Nationen: Bilanz und Perspektiven. 2006: 47–66. 

Stand: Mai 2009 | Ursprünglicher Text: Ulrich Keller | Überarbeitung: Kajetan 

Pradetto | Redaktion: Dr. Alfredo Märker, Katja Porzucek |  www.dgvn.de

sich die beiden UN-Bot-
schafter aus Liechtenstein 
und Chile auf keinen kon-
kreten Reformvorschlag 
fest. Entscheidend für die 
künftigen Verhandlungen 
sind dem Bericht zufol-
ge die zeitliche Befristung 
neuer Sitze, verbunden 
mit den Modalitäten für 
Wiederwahl und der geo-
graphischen Verteilung. 
Die Schaffung neuer Ve-
tos sehen die Fazilitatoren 
nicht als Schwerpunktthe-
ma einer Übergangslösung 
an. Über Einschränkun-
gen des Gebrauchs des Ve-
torechts könne jedoch im 
Rahmen der Überlegun-
gen zu Arbeitsmethoden 
diskutiert werden.
Im September 2008 ge-
lang der bereits 1994 
von der UN-Generalver-
sammlung eingesetzten 
„Offenen Arbeitsgruppe 
zur Frage der ausgewoge-
nen Vertretung und der 
Erhöhung der Zahl der 
Mitglieder im Sicherheits-
rat und zu anderen mit dem Sicherheitsrat 
zusammenhängenden Fragen“ ein kleiner 
Durchbruch, indem zwischenstaatliche 
Verhandlungen über die Sicherheitsratsre-
form beschlossen wurden. Diese began-
nen Mitte März 2009 und dauern an. Ob 
sie zu konkreten Ergebnissen führen wer-
den, ist nicht absehbar.
Angesichts der Probleme, den Sicher-
heitsrat im Rahmen einer umfassenden 
Charta-Änderung zu reformieren, gibt es 
zunehmend Stimmen, die argumentieren, 
eine Reform des Rats von innen heraus – 
z.B. die Transparenz betreffend, also ohne 
eine Änderung der Charta – habe Vor-
rang vor einer Erhöhung der Mitglieder-

zahl oder anderen Änderungen, die eine 
Charta-Änderung implizieren. UN-Ge-
neralsekretär Ban Ki-Moon beispielsweise 
verdeutlichte diese Position: „Die zuneh-
mend komplexen Verpflichtungen des Si-
cherheitsrats in der Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit 
bedeuten, dass es unerlässlich ist, dass die 
15 Mitglieder weiterhin versuchen, ihre 
Arbeitsmethoden zu verbessern.“ 

Ausblick

Eine Änderung der Arbeitsmethoden im 
Sicherheitsrat wird von vielen Mitglied-

staaten der UN begrüßt, 
bedeutet jedoch nicht, 
dass eine strukturelle Re-
form unnötig ist. Für die 
Akzeptanz seiner Autori-
tät und Legitimität seiner 
Entscheidungen bleibt 
jedoch eine grundlegen-
de Reform unverzichtbar. 
Dies gilt gerade vor dem 
Hintergrund der weitge-
henden Entscheidungen 
des Rats, beispielsweise 
im Kampf gegen den Ter-
rorismus. Dabei hat aber 
nicht nur der Wandel der 
weltpolitischen Reali-
täten Reformdruck er-
zeugt, sondern vor allem 
eine mangelnde Wahr-
nehmung der besonde-
ren Verantwortung für 
Frieden und Sicherheit. 
Dies haben nicht zuletzt 
das Versagen auch west-
licher Staaten angesichts 
des Genozids in Ruan-
da, die Militäraktion der 
NATO in der Kosovo-
Krise 1998/99 oder die 
zögerliche Haltung des 

Rats im Darfur-Konflikt verdeutlicht. 
Vor diesem Hintergrund ist das vorläufi-
ge Scheitern der Reform umso bedauer-
licher. Es zeigt, dass trotz der Fortschritte 
seit Ende der bipolaren Weltordnung, vor 
allem bezüglich der Legitimität, aber auch 
bezüglich der Effektivität bei der Wahr-
nehmung der Verantwortung für Frie-
den und Sicherheit noch immer erhebli-
che Defizite bestehen. Gleichwohl bleibt 
der Sicherheitsrat als Institution eine un-
verzichtbare Instanz für die Legitimation 
und Autorisierung jeglicher Bemühungen 
der Staatenwelt zur Aufrechterhaltung des 
Friedens und der internationalen Sicher-
heit.

Klimaneutral gedruckt

Warten vor verschlossenen Saaltüren: Viele UN-Mitgliedstaaten fordern mehr 
Transparenz vom Sicherheitsrat. Konkrete Vorschläge dazu wurden 2008 von 
den so genannten S5 („small five“) zur Debatte in die Generalversammlung ein-
gebracht. Zu dieser Gruppe zählten die Schweiz, Costa Rica, Liechtenstein, Sin-
gapur und Jordanien. Sie forderten u.a. mehr öffentliche Sitzungen, eine stärkere 
Einbeziehung auch von Nicht-Mitgliedern in die Entscheidungen des Sicherheits-
rats, den Vetoverzicht in bestimmten Fragen sowie die Offenlegung des Arbeits-
programms im Sicherheitsrat.                                                        Foto: Anja Papenfuß

Links (Auswahl)
www.securitycouncilreport.org

www.dgvn.de

www.globalpolicy.org

www.reformtheun.org


